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Stabsstelle P-I-A und UAP-Prozes-
se: Strukturelle Mängel Die Stabs-
stelle „Prävention/Intervention/
Aufarbeitung“ (P-I-A) war 2025 von 
anhaltender personeller Fluktuation 
geprägt: Die Leiterin schied im Som-
mer 2025 aus, die Nachbesetzung 
erfolgte erst zu Jahresbeginn 2026 
– und ist bereits wieder vakant. Auch 
die Stelle der Interventionsbeauftrag-
ten ist seit März 2026 unbesetzt. Die 
UAK sieht dies nach wie vor als Hin-
weis auf die Notwendigkeit von Klä-
rungsprozessen, auf die sie bereits im 
Vorjahresbericht hingewiesen hatte.  
 
Die reformierten Prozesse für die Un-
abhängigen Ansprechpersonen (UAP) 
wurden in der Praxis nicht konsequent 
genug umgesetzt: Abstimmungs-
gespräche fanden nur sporadisch 
statt, Standards wurden nicht einge-
halten und der Systemwechsel ver-
lief für Betroffene intransparent und 
ohne angemessene Kommunikation. 
 
Angebote nicht-finanzieller Leistun-
gen: Die UAK hält Angebote nicht-fi-

nanzieller Leistungen im Sinne einer 
umfassenden und empathischen Op-
ferfürsorge für notwendig. Diese An-
gebote sollten barrierefrei bzw. -arm, 
vielfältig und mit hoher Sensibilität für 
mögliche Interessenkonflikte im Bis-
tum gestaltet werden. Den von Betrof-
fenen selbst organisierten Angeboten 
kommt eine besondere Bedeutung 
zu. Die im Dezember 2025 vom Bis-
tum Essen vorgestellte neue Ordnung 
zur Gewährung von unterstützenden 
Leistungen für Betroffene sexuali-
sierter Gewalt im Bistum Essen wird 
von der UAK z.T. kritisch gesehen. 
 
UKA-Verfahren: Kritik an Transpa-
renz und Fairness Das Verfahren der 
Unabhängigen Kommission für Aner-
kennungsleistungen (UKA) steht wei-
terhin in der Kritik. Betroffene warten 
teils über ein Jahr auf Entscheidungen, 
erhalten keine Begründungen, haben 
keinen Einblick in den Verfahrensstand. 
Die UAK Essen fordert weiterhin mehr 
Transparenz, eine Beschleunigung des 
Verfahrens und zusätzliche Ressour-
cen – zumal viele Betroffene aufgrund 

1	 In Kürze

Die UAK Essen legt mit diesem Bericht zum zweiten Mal seit ihrer 
Konstituierung im Herbst 2023 Rechenschaft über ihre Arbeit ab. Be-
richtszeitraum ist das Kalenderjahr 2025. Im Berichtszeitraum trat die 
Kommission zu elf Sitzungen zusammen, darunter eine zwei-tägige 
Klausurtagung. Bischof Dr. Franz-Josef Overbeck und Generalvikar 
Klaus Pfeffer nahmen mehrfach an Sitzungen teil. Darüber hinaus  
beteiligte sich die UAK Essen am NRW-weiten Netzwerk der fünf  
diözesanen Aufarbeitungskommissionen sowie am bundesweiten 
Jahrestreffen aller UAKen.
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ihres Alters keine langen Klärungs-
prozesse mehr abwarten können. Eine 
konstruktive Auseinandersetzung der 
Deutschen Bischofskonferenz (DBK) 
mit den Reformvorschlägen der UAK 
Essen hat bislang nicht stattgefunden.  
 
Feigen/Graf-Bericht zu ritueller Ge-
walt Die UAK hat den Bericht der 
Anwaltskanzlei Feigen/Graf zu Vor-
würfen ritualisierter sexualisierter 
Gewalt in den Bistümern Essen, Köln 
und Münster eingehend geprüft und 
beraten. Im Ergebnis teilt die UAK die 
Einschätzung der Kanzlei: Die unter-
suchten Vorwürfe sind nicht plausibel. 
Gleichwohl bleiben methodische Vor-
behalte. Wichtig: Die fehlende Plausi-
bilität der konkreten Fälle darf nicht 
dazu führen, rituellen Missbrauch 
grundsätzlich zu leugnen oder den 
Plausibilitätsmaßstab prinzipiell in Fra-
ge zu stellen. Die UAK betont, dass 
weiterhin jeder Einzelfall unvoreinge-
nommen aufgearbeitet werden muss.  
Akteneinsicht Die Kommission hat 25 
zufällig ausgewählte Interventions-

akten sowie Akten zur Causa Hengs-
bach gesichtet. Für Fälle nach 2010 
attestiert die UAK den Bistums-ver-
antwortlichen in verfahrensmäßiger 
Hinsicht einen angemessenen Um-
gang. Problematisch sind jedoch 
überlange Verfahrensdauern und eine 
unzureichende Systematik der Akten-
führung. Ausdrücklich positiv ist zu 
vermerken, dass nach anfänglichen 
Einschränkungen beim Aktenzugang 
die Leitungen der nordrhein-westfä-
lischen Bistümer eine akzeptable Lö-
sung angeboten haben, die Einsicht in 
ungeschwärzte Akten ermöglicht.

Ausblick Für 2026 plant die UAK die 
Fortführung der Akteneinsicht (ins-
besondere zu Missbrauch in Heimen), 
das Monitoring der IPP-Studienemp-
fehlungen sowie eine vertiefte Beglei-
tung der Themen Ansprechpersonen 
und UKA-Verfahren. Die geplante Ver-
öffentlichung eines Zwischenberichts 
zur Studie Hengsbach wird ebenfalls 
Reaktionen der UAK nach sich ziehen.



Mit dem vorliegenden Jahresbericht 2025 wendet sich 
die UAK Essen jetzt zum zweiten Mal seit ihrer Konstitu-
ierung im Herbst 2023 an Betroffene sexualisierter Ge-
walt, an kirchliche Instanzen vor allem im Bistum Essen 
und an eine interessierte Öffentlichkeit. Der Bericht soll 
Rechenschaft ablegen und Transparenz herstellen über 
die Arbeit der Kommission im Jahr 2025. Er soll zugleich 
allen Leserinnen und Lesern eine Einschätzung ermögli-
chen, welche Entwicklungen und welche Fortschritte bei 
der Aufarbeitung sexualisierter Gewalt – aus der Sicht 
der UAK Essen – zu verzeichnen waren. Dabei ist uns be-
wusst, dass Bewertungen je nach Standpunkt und Rolle 
im Aufarbeitungsprozess unterschiedlich ausfallen kön-
nen und nicht notwendig von allen geteilt werden müs-
sen. Doch auch eine kontroverse Auseinandersetzung 
mit unseren Erkenntnissen und Ansichten bewerten wir 
als wertvollen Beitrag und Beleg einer ernstgemeinten 
Befassung mit dem Anliegen der Aufarbeitung.    

2	 Vorwort
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2.1	 Zusammensetzung der Kommission

In der UAK Essen haben im Jahr 2025 
mitgearbeitet:  
 
Frau Gerda Berens, 
Frau Stephania Fischer-Weinsziehr, 
Frau Daniela Hilbig, 
Herr Reinhard Klenke, 
Herr Frank Müller, 
Herr Ludger Schrapper, 
Herr Udo Welz, 
Frau Ulrike Willutzki.
 
Drei der Mitglieder der Kommission 
wurden vom vormaligen Betroffenen-
beirat des Bistums Essen benannt, drei 
weitere Mitglieder vom Bistum Essen 
selbst und zwei Mitglieder durch die 
Landesregierung Nordrhein-Westfalen.  
 
Die Mitglieder der UAK Essen sind eh-
renamtlich tätig, an keinerlei Weisun-
gen des Bischofs von Essen gebun-
den und nur ihren Aufgaben gemäß 
der Gemeinsamen Erklärung vom 28. 
April 2020 verpflichtet. Einige Mitglie-
der bringen ihre Erfahrungen als Be-
troffene ein, andere ihre Expertise aus 
Justiz, Verwaltung und Wissenschaft. 
 
Als Ausdruck der Unabhängigkeit al-
ler Mitglieder der UAK Essen wurde 
einvernehmlich auf eine „Berufung“ 
durch Bischof Dr. Franz-Josef Over-
beck verzichtet. Denn wer beruft, 
kann auch abberufen. Vielmehr ha-

ben die Mitglieder die Bitte des Bi-
schofs, in der Kommission mitzu-
arbeiten, angenommen. Damit wird 
deutlich, dass alle Mitglieder ihr En-
gagement in voller Unabhängigkeit 
und Selbstverantwortung ausüben. 
 
Zu ihrem Vorsitzenden hat die Kom-
mission Herrn Ludger Schrapper ge-
wählt. Stellvertretende Vorsitzende ist 
Frau Stephania Fischer-Weinsziehr.  
 
Die Wahlen zum Betroffenenbeirat im 
November 2024 hatten 2025 auch 
Auswirkungen auf die Zusammenset-
zung der Kommission. Aus dem Kreis 
der Betroffenenvertreter schied ein 
Mitglied der Kommission zum Jahres-
ende aus, ein Nachfolger wurde bereits 
im September bestimmt und als Gast in 
die Kommissionssitzungen eingeladen.   
 
Seit dem 01.02.2024 verfügt die UAK 
Essen über eine eigene Geschäfts-
stelle in der Ribbeckstr. 12, 45127 Es-
sen. Dort sind tätig
 
Frau Andrea Forst als Referentin,
Frau Juana Olmedo-Gil als Assistentin.
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2.2	 �Konkrete Aktivitäten der Aufarbeitungskommission  
im Berichtszeitraum

2.2.1	 Monatliche Sitzungen

Die UAK Essen hat sich in ihrem zwei-
ten Jahr ihres Bestehens zu insgesamt 
elf Sitzungen zusammengefunden. 
Eine der Sitzungen wurde auf eine 
zweitägige Klausurtagung erweitert, 
bei der die Ergebnisse und Erkennt-
nisse des Jahres eingehend disku-
tiert wurden. Zudem hatte die Kom-
mission sich mit Prof. Dr. Henkelmann 
einen ausgewiesenen Experten der 
Geschichte der Heime in katholischer 
Trägerschaft eingeladen. 

Des Weiteren waren Bischof Dr. 
Franz-Josef Overbeck und General-
vikar Klaus Pfeffer zu Beginn des Jah-
res 2025 zu Gast und beantworteten 
Fragen unter anderem über die Sach-
lage im Fall Hengsbach. In mehreren 
Sitzungen suchte die Kommission das 
Gespräch über aktuelle Themen, aber 
auch zu strukturellen Fragen mit Bi-
schof und Generalvikar. Insgesamt 
nahm der Generalvikar an vier Sit-
zungen der Kommission teil, jeweils 
mit unterschiedlichen Ansprechpart-
ner*innen aus der Stabstelle P-I-A und 
anderen Bereichen aus dem General-
vikariat. Bischof Dr. Overbeck war 
zur Jahresmitte 2025 ein zweites Mal 
– wieder in Begleitung des Generalvi-
kars – zu Gast, um mit der Kommission 
über den vorgelegten ersten Jahres-
bericht 2023/2024 zu diskutieren.

Im Übrigen wurden zu den Sitzungen 
jeweils themenbezogen Expertinnen 
und Experten und Gäste eingeladen, 
die mit ihrer Fachkenntnis und Erfah-
rung wertvolle Anregungen und Im-

pulse für die Arbeit der Kommission 
geliefert haben. 

Genannt sei hier zunächst Günther 
Oelscher als ehemaliger Geschäfts-
führer des Franz Sales Haus. Er schil-
derte den Umgang des Hauses mit 
Missbrauchsfällen und deren Aufar-
beitung. 

Dr. Andrea Redeker, vormalige Prä-
ventionsbeauftragte im Bistum Essen 
war zu Gast, um ein Resumee ihrer 
Arbeit mit der Kommission zu teilen. 
Petra Müller als Interventionsbeauf-
trage besuchte zusammen mit dem 
kommissarischen Leiter, Rolf Preiss-
Kirtz, die Kommission, um Fragen zur 
Intervention und zur Arbeit der Unab-
hängigen Ansprechpersonen (UAP) zu 
beantworten. 

Der Diözesanrat, vertreten durch die 
Geschäftsführerin Andrea Hollinder-
bäumer und die Vorsitzende Klau-
dia Rudersdorf, kamen auf eigenen 
Wunsch zu einem Austausch über 
Aufarbeitung „in der Fläche“, also in 
den Pfarrgemeinden des Bistums Es-
sen.

Die externe Expertise unserer Ge-
sprächspartnerinnen und -partner 
hat wichtige Erkenntnisse vermittelt 
und zur Qualität und Tiefe der Diskus-
sionen beigetragen. Allen, die sich mit 
der UAK Essen ausgetauscht haben, 
sei daher auch an dieser Stelle noch 
einmal gedankt.
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2.2.2	 Weitere Veranstaltungen 

Im Rahmen einer Klausurtagung im Oktober wurden der 
Inhalt des Jahresberichts 2025 sowie die Planungen für 
das Jahr 2026 besprochen. Darüber hinaus hielt Prof. Dr. 
Andreas Henkelmann einen Impulsvortrag zur Aufarbei-
tung der Missbrauchsfälle in katholischen Kinderheimen 
seit Ende des zweiten Weltkriegs. Im Anschluss an seinen 
Vortrag wurden konkrete Ansätze beraten, wie die Auf-
arbeitung dieser Missbrauchsfälle besser gelingen kann.  
 
Die bereits 2024 initiierten Austauschtreffen aller Vor-
sitzenden der fünf Aufarbeitungskommissionen in NRW 
wurden auch im Jahr 2025 fortgesetzt. Insgesamt tra-
fen sich die Vertretenden aus Münster, Paderborn, Aa-
chen, Köln und Essen dreimal im Katholischen Büro in 
Düsseldorf, wobei u.a. in einem gemeinsamen Gespräch 
mit der Landesbeauftragten für Datenschutz und In-
formationsfreit NRW und der Leitung des Katholischen 
Datenschutzentrums (KDSZ) die datenschutzrechtlichen 
Rahmenbedingungen der Akteneinsicht erörtert wurden.  

Im November fand ein erster Netzwerktreffen aller NRW-
Kommissionen in Schwerte statt. Eingeladen waren alle 
Mitglieder der fünf UAKen, um über Akteneinsichten, sog. 
Ritualisierte Gewalt, Missbrauch in Heimen und weitere 
relevante Themen zu diskutieren. Den übergreifenden 
Austausch empfanden alle Teilnehmenden als sehr posi-
tiv und für die Aufarbeitungsarbeit wichtig. Daher wird es 
ein solches Treffen auch im Jahr 2026 geben. 
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2.2.3	 Fachtagungen und externe Veranstaltungen 

Im April nahmen die Mitarbeiterinnen der Geschäftsstelle 
der UAK am Fachtag „Prävention“ im Maternushaus im 
Erzbistum Köln teil. Diese Veranstaltung fokussierte auf 
die Methoden und Prozesse der wirksamen Prävention 
und bot Impulse zur Verbesserung der Arbeitsweisen in 
den Bistümern und Austausch untereinander. 

Im Oktober 2025 haben der Vorsitzende der Kommission 
und die Referentin der Geschäftsstelle am bundesweiten 
Jahrestreffen aller UAK in Deutschland teilgenommen. Die 
Veranstaltung ermöglichte u.a einen direkten Austausch 
mit der Unabhängigen Beauftragten (UBSKM), Kerstin 
Claus, und dem stellvertretenden Vorsitzenden der bi-
schöflichen Fachgruppe für Fragen des sexuellen Miss-
brauchs, Erzbischof Stephan Burger. Insbesondere der 
Letztgenannte betonte die Notwendigkeit einer weiter 
andauernden Aufarbeitung in den deutschen Bistümern. 
Die Ergebnisse der zweitägigen Veranstaltung wurden 
danach in der eigenen UAK-Sitzung intensiv diskutiert. 
Diese Veranstaltung hat der Kommission durchweg wei-
terführende Erkenntnisse und Einblicke verschafft.

Die vorgenannten Aktivitäten der UAK Essen, der Aus-
tausch mit Externen und interne Diskussion führten 
zu den nachfolgend dargestellten Erkenntnissen und 
Schlussfolgerungen. Vorab sei ausdrücklich gesagt, dass 
manche Erkenntnis oder Analyse als Diskussionsbeitrag 
zu verstehen ist; die Kommission ist offen, einzelne The-
men auf Hinweis und im Austausch weiter zu vertiefen. 
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3	 �Umgang mit den Empfehlungen der UAK Essen  
aus dem Jahresbericht 2024 

3.1	 Organisation und Leitungsstruktur der Stabsstelle P-I-A

Bereits im Sommer 2024 hatte das Bis-
tum in der Folge der IPP-Studie die vor-
beschriebenen Aufgaben und Funktio-
nen in einen Stabsbereich „Prävention/
Intervention/Aufarbeitung“ (PIA) ge-
bündelt und dafür eine neue Leitungs-
funktion geschaffen. Die Leitung des 
Stabsbereichs wurde ab Juli 2024 Frau 
Dr. Angelika Wirtz übertragen. Aus nicht 
näher kommunizierten Gründen kam es 
im Sommer 2025 zwischen dem Bistum 
und Frau Dr. Wirtz zu einer Verständi-
gung über ein „einvernehmliches“ Aus-
scheiden der bisherigen Stabstellenlei-
terin.  Das Bistum signalisierte, mit Hilfe 
einer externen Personalberatung eine 
sorgfältig vorbereitete Nachbesetzung 
zu planen. Interimistisch wurde Herrn 
Rolf Preiss-Kirtz die Leitung der Stabs-
stelle übertragen. Die Nachbesetzung 
erfolgte nach einer sechsmonatigen 
Vakanz zum Jahresbeginn 2026 mit 
Frau Dr. Angela Steeger (Hinweis: zum 
Zeitpunkt der Endfassung dieses Be-
richts ist die Stelle erneut vakant und 
interimistisch besetzt durch Herrn 
Nuno Meier; ebenfalls seit Ende März 
2026 ist die Stelle der Interventions-

beauftragten wieder vakant, da die 
bisherige Stelleninhaberin Petra Müller 
nach einjähriger Tätigkeit auf eigenen 
Wunsch ausschied).

Die UAK hatte bereits im Jahresbericht 
2023/2024 (dort. S. 10 f.) darauf hin-
gewiesen, dass sie bei der Ablauforga-
nisation und der Führungsstruktur im 
Stabsbereich P-I-A Verbesserungspo-
tential sieht. Die andauernde personel-
le Fluktuation in diesem Bereich könnte 
als weiteres Indiz für diese Annahme 
gewertet werden.

Die UAK wird die weitere Entwicklung 
im Stabsbereich PIA aufmerksam be-
gleiten und den Austausch mit der Bis-
tumsleitung suchen, da Blockaden und 
strukturelle Hemmnisse an dieser Stelle 
die Belange der Betroffenen unmittel-
bar berühren. Diese Blockaden und 
Hemmnisse belasten auch, und das soll 
nicht verkannt werden, die im Stabsbe-
reich mit großem Engagement tätigen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
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3.2	 UAP-Prozesse – Evaluation der geänderten Prozesse 

Bereits im Abschlussbericht der bis-
tumsinternen Task-Force zur IPP-
Studie (2023, dort S. 13) wurde das 
ursprüngliche Konzept der UAP des 
Bistums Essen als „in der teilweise un-
klaren Verbindung mit dem Stabsbe-
reich sehr fehleranfällig“ charakteri-
siert. Das Konzept wurde im Laufe des 
Jahres 2024 deutlich überarbeitet und 
im November von der Stabsbereichs-
leitung PIA ein Bericht zu diesen Ver-
änderungen vorgelegt. 

Die Umsetzung des neuen Konzeptes 
erfolgte Ende 2024 und hatte noch 
Auswirkungen auf den Berichtszeit-
raum 2025. Daher soll im Folgenden 
auf das Übergangsmanagement ein-
gegangen werden. Benannt wurden 
sechs neue Ansprechpersonen, mit 
Qualifikationen aus den Bereichen So-
zialarbeit, Anwaltschaft und Kommu-
nikation. Die Beauftragten Ansprech-
personen sollen ihrerseits im Kontakt 
mit der nahezu zeitgleich institutiona-
lisierten Stabsstelle P-I-A stehen.

Im Einzelnen wurden im Rahmen der 
Restrukturierung des Bereichs „An-
sprechpersonen“ im Sinne der Ord-
nung zur Anerkennung des Leids 
Maßnahmen festgeschrieben, die 
unter anderem monatliche Abstim-
mungsgespräche und einzuhaltende 
Standards beinhalteten. Nach Kennt-
nisstand der Kommission müssen die-
se hier genannten Maßnahmen als 

nicht umgesetzt betrachtet werden. 
Aufgrund des Wechsels in der Stabs-
stellenleitung wurden die regelmäßi-
gen Abstimmungsgespräche ausge-
setzt bzw. haben nur noch sporadisch 
stattgefunden. 

Die festgeschriebenen Standards und 
vorgesehenen Prozessschritte sind 
nach Kenntnis der Kommission nicht 
eingehalten worden. So finden Erstge-
spräche häufig unter Beteiligung von 
Bistumsmitarbeitenden statt (Proto-
kollführung) und auch die Kommunika-
tion nach dem Erstgespräch wird von 
einigen Betroffenen als unzureichend 
beschrieben. Die Mappe mit vielen 
wichtigen Informationen und der Be-
schreibung der nächsten Schritte, die 
beim Erstgespräch überreicht werden 
sollte, befindet sich seit Monaten in 
der Überarbeitung. 

Der Prozess der Systemverände-
rung für Betroffene ist aus Sicht der 
UAK Essen nicht transparent gewe-
sen und wurde für einige Menschen 
völlig überraschend vollzogen. Der 
Wechsel fand während laufender Be-
ratungsprozesse statt und es erfolgte 
keine Information an die Betroffenen 
in solchen Beratungsprozessen. Vie-
len Betroffenen war der Wechsel ihrer 
Ansprechpersonen nicht bekannt, so 
dass mitunter beim nächsten Kontakt 
bis dahin unbekannte Menschen auf 
Mails oder Telefonanrufe antworteten.
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3.3	 �Angebote nicht-finanzieller Leistungen

Im Jahresbericht 2024 hat die UAK ei-
nen Überblick über aktuelle bzw. ver-
schiedene wünschenswerte nicht-fi-
nanzielle Leistungen gegeben, die 
vom Bistum Essen jenseits des UKA- 
Verfahrens angeboten werden bzw. 
angeboten werden könnten (z.B. Ein-
richtung zusätzlicher Anlaufstellen, 
weitere Therapieangebote, präventi-
ve Maßnahmen, mögliche ergänzende 
Maßnahmen). Weiterhin sieht die UAK 
die katholische Kirche bzw. das Bistum 
Essen – nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund ihres Selbstverständnisses – in 
der Pflicht zu einer Opferfürsorge, die 
über bloße rechtliche Verpflichtungen 
hinausgeht. Eine umfassende und em-
pathische Opferfürsorge muss eine 
Vielzahl von Maßnahmen umfassen, 
um Betroffenen je nach Bedarf- und 
Bedürfnislage und ihren persönlichen 
Möglichkeiten konkrete, leicht zugäng-
liche und wirksame Unterstützung bei 
der Bewältigung ihres Leids zu bieten. 

Dabei hält es die UAK für zentral, dass 
ergänzende nicht-finanzielle Leistun-
gen den folgenden Prinzipien gerecht 
werden:

• 	Vielfältigkeit der Angebote, 
• 	Diskretion und Vertraulichkeit,
• 	Qualifiziertes Personal,
• 	�Sorgfältiger Umgang mit möglichen 

Interessenkonflikten bei Beteiligung 
von Mitarbeiter*innen des Bistums 
in den Prozessen bzw. soweit mög-
lich Strukturen, die Interessenkon-
flikt vermeiden bzw. reduzieren,

•	 �Barrierefreiheit (d.h. z.B. leichte Zu-
gänglichkeit entsprechender In-
formationen, möglichst einfache 
Sprache, Unterstützung bei der In-
anspruchnahme, transparente Be-
arbeitungsprozesse),

•	 �Unkomplizierter Zugang ohne auf-
wändige Anmeldeprozesse,

•	 �Unterstützung von niedrigschwelli-
gen Angeboten.

Gerade in Hinblick auf niedrigschwel-
lige Angebote kommt der Unterstüt-
zung des Betroffenenbeirats, weiterer 
Selbsthilfegruppenaktivitäten bzw. an-
derer sozialer Austauschmöglichkeiten 
eine besondere Rolle zu: Da im Bereich 
der Selbstorganisation der Betroffenen 
eine klarere Trennung zwischen Bis-
tum (als Vertretung auch der Täteror-
ganisation) und der Opferseite markiert 
wird, sind diese Ansprechpartner*in-
nen auch für Betroffene mit größeren 
Bedenken und Belastungen besser zu-
gänglich; zugleich können hier Bedarf 
und Bedürfnisse aufgrund der leidvol-
len Erfahrungen passgenauer formu-
liert werden. 
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In 2025 haben sich im Bereich der 
Selbstorganisation der Betroffenen 
Schritte abgezeichnet und entwickelt, 
die aus Sicht der UAK vom Bistum un-
terstützt werden sollten:

• 	�Monatliches Frühstück für Betroffe-
ne als offener Treffpunkt,

• 	�Foto-Ausstellung (begleitet von bio-
graphischen Berichten Betroffener), 
die an verschiedenen Orten gezeigt 
werden kann

• 	�Informationsveranstaltungen für 
	 Betroffene,
• 	�Überlegungen zur Entwicklung einer 
Gedenkkultur.

In Fortführung der Ausführungen im 
Jahresbericht 2024 hält die UAK wei-
terhin für sinnvoll:

• 	�Einrichtung weiterer Anlaufstellen 
(wobei die UAK ihre Bedenken bzgl. 
der Praxis für Sexualität aufrecht-
erhält),

• 	�Spezialisierte Therapieangebote für 
Opfer sexueller Gewalt, 

• 	Präventive Angebote.
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3.3.1	� Projekt IRKL bzw. die neue „Ordnung zur Gewährung 
	 von unterstützenden Leistungen für  
	 Betroffene sexualisierter Gewalt im Bistum Essen“

Anfang Dezember 2025 wurde die UAK 
informiert, dass das Bistum plant, zum 
1.2.2026 eine neue „Ordnung zur Ge-
währung von unterstützenden Leis-
tungen für Betroffene sexualisierter 
Gewalt im Bistum Essen“ in Kraft zu 
setzen. Diese Ordnung soll das bishe-
rige IRKL-Konzept ersetzen; es wurde 
mit dem Anspruch verfasst, 

• 	�eine klarere juristische Grundlage 
darzustellen, 

• 	�das Nachrangigkeitsprinzip deutli-
cher zu formulieren, 

• 	�das Verfahren der Antragskommis-
sion zu konkretisieren,

• 	�präzisere Anforderungen an Nach-
weise zu definieren,

• 	�die psychosoziale Beratung klarer 
zu regeln,

und dies bei Wegfall einer jährlichen 
Budgetbegrenzung.

Die neue Ordnung sieht vor, 

• 	�psychosoziale Betreuung/Bera-
tung (max. 5 Sitzungen; gegebe-
nenfalls höherer Umfang, wenn die 
Angebote von mit dem Bistum Es-
sen kooperierenden Einrichtungen 
in Anspruch genommen werden), 

• 	therapeutische Maßnahmen, 
• 	�ambulante Psychotherapie (max. 
60 Sitzungen), 

• 	�stationäre Psychotherapie (max. 
15.000 Euro) sowie 

• 	�Kuren oder Rehabilitationsmaß-
nahmen 

unter strikter Wahrung des Nachran-
gigkeitsprinzips (und rückwirkend ma-
ximal für 6 Monate) zu unterstützen. 
Die Leistungen sind freiwillige Leistun-
gen des Bistums Essen ohne Rechts-
anspruch.

In der Ordnung ist ein Antragsverfah-
ren vorgesehen, in dem Ablehnungs-
bescheide vorrangiger Kostenträger 
(im Sinne des Nachrangigkeitsprin-
zips) und durch qualifizierte Personen 
(Ärzte/Psychologische Psychothera-
peuten) verfasste Erforderlichkeitsbe-
scheinigungen mit Begründung sexua-
lisierte Gewalt und Konkretisierung von 
Therapieansatz sowie -umfang vorge-
legt werden müssen.

Die Antragsprüfung soll durch eine 
Kommission erfolgen, der der/die Re-
ferent*in für Betroffenenarbeit (als be-
ratendes Mitglied) und zwei ehrenamt-
liche, vom Bischof von Essen ernannte 
Mitglieder mit medizinisch-therapeuti-
scher oder sozialarbeiterischer Quali-
fikation angehören.
Antragsberechtigt sind Personen, 
deren Beschreibungen ihnen wider-
fahrener sexualisierter Gewalt durch 
das Bistum Essen im Sinne der Inter-
ventionsordnung oder durch die UKA 
als plausibel bestätigt wurde (und die 
Plausibilität durch keine dieser Institu-
tionen später verneint).

Die UAK Essen begrüßt die Bemühun-
gen des Bistums um explizite und klare 
Regelungen zu Unterstützungsleistun-
gen für Betroffene. Gleichzeitig bedau-
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ert die UAK Essen, dass ihr (wie auch 
dem Betroffenenbeirat) für „Rückmel-
dungen oder Anregungen“ für diesen 
wichtigen Bereich der unterstützenden 
Leistungen nur eine sehr kurze Frist 
(und das über die Weihnachtszeit) er-
möglicht wurde1 und muss daher an die-
ser Stelle betonen, dass sie nicht recht-
zeitig informiert wurde und der Ordnung 
nicht zugestimmt hat. 

Inhaltlich hat die UAK die folgenden Be-
denken in Hinblick auf die neue Ord-
nung:

• 	�Die Ordnung ist nicht niederschwel-
lig formuliert und setzt Fachwissen 
voraus. Dies stellt eine hohe Hürde 
dar, die den Zugang zu den Leistun-
gen erschwert.

• 	�Das Nachrangigkeitsprinzip bedeu-
tet, dass die Kosten für durch Mitar-
beitende des Bistums Essen verur-
sachte Schäden sozialisiert werden.

• 	�Betroffene benötigen den Zugang 
zu bistumsunabhängiger Beratung 
und Unterstützung im Antragsver-
fahren.

• 	�Die Privilegierung bistumsassoziier-
ter Institutionen bei den psychoso-
zialen Leistungen ist problematisch 
und erschwert Betroffenen den Zu-
gang.

• 	�Das Antragsverfahren über die 
Stabsstelle und der/die Referent*in 
für Betroffenenarbeit ist nicht plau-
sibel und vermeidet Interessenkon-
flikte nicht.

• 	�Der/die Referent*in für Betroffene-
narbeit wird als beratendes Mitglied 
der Antragskommission beschrie-
ben (§);6 in §7. Dadurch entsteht 
der Eindruck, als wenn er/sie über 

die Anträge mitentscheidet.
• 	�Im Ablehnungsfall von Leistungen 
ist keine Widerspruchsmöglichkeit 
vorgesehen.

• 	�Der für die (psycho-)therapeuti-
sche Unterstützung angegebene 
Stundenumfang von 60 Sitzungen 
ist nicht begründet, im Rahmen des 
üblichen Umfangs entsprechender 
kassenfinanzierter Leistungen un-
üblich und für viele Betroffene nicht 
hinreichend.

• 	�Medizinisch-therapeutische Fach-
kräfte sind für ambulante Psycho-
therapie so gut wie nicht verfügbar, 
zumal mit einer Qualifikation im Be-
reich der Traumatherapie bzw. Psy-
chotherapie nach Gewalterfahrun-
gen. 

• 	�Die Ernennung der Mitglieder der 
Antragskommission durch den Bi-
schof stellt deren Unabhängigkeit 
in Frage.

• 	�Es stellt sich die Frage, warum aus 
dem Kreis der Betroffenen niemand 
Mitglied der Antragskommission ist.

• 	�Die Qualifikation der Mitglieder der 
Antragskommission ist fragwürdig, 
da auch hier wieder eine medizi-
nisch-therapeutische Qualifikation 
(s.o.) oder eine sozialarbeiterische 
Qualifikation (mit welcher Begrün-
dung eine nicht-heilkundliche Qua-
lifikation) vorgesehen ist.

Zum Zeitpunkt der Fertigstellung des 
Jahresberichts 2025 findet sich keine 
Information über die Ordnung zur Ge-
währung von unterstützenden Leistun-
gen für Betroffene sexualisierter Gewalt 
im Bistum Essen oder entsprechende 
Antragsformulare auf den Webseiten 
des Bistums Essen.

1 Zumal in §9 der Ordnung darauf verwiesen wird, dass eingehende Anträge auf Unterstützung bereits ab 1.3.2024 
nach dieser Ordnung bearbeitet werden sollen, der Entwurf somit möglicherweise schon länger vorlag?
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3.3.2	 Mögliche ergänzende Maßnahmen

Im April nahmen die Mitarbeiterinnen der Geschäftsstelle 
der UAK am Fachtag „Prävention“ im Maternushaus im 
Erzbistum Köln teil. Diese Veranstaltung fokussierte auf 
die Methoden und Prozesse der wirksamen Prävention 
und bot Impulse zur Verbesserung der Arbeitsweisen in 
den Bistümern und Austausch untereinander. 

Im Oktober 2025 haben der Vorsitzende der Kommission 
und die Referentin der Geschäftsstelle am bundesweiten 
Jahrestreffen aller UAK in Deutschland teilgenommen. Die 
Veranstaltung ermöglichte u.a einen direkten Austausch 
mit der Unabhängigen Beauftragten (UBSKM), Kerstin 
Claus, und dem stellvertretenden Vorsitzenden der bi-
schöflichen Fachgruppe für Fragen des sexuellen Miss-
brauchs, Erzbischof Stephan Burger. Insbesondere der 
Letztgenannte betonte die Notwendigkeit einer weiter 
andauernden Aufarbeitung in den deutschen Bistümern. 
Die Ergebnisse der zweitägigen Veranstaltung wurden 
danach in der eigenen UAK-Sitzung intensiv diskutiert. 
Diese Veranstaltung hat der Kommission durchweg wei-
terführende Erkenntnisse und Einblicke verschafft.

Die vorgenannten Aktivitäten der UAK Essen, der Aus-
tausch mit Externen und interne Diskussion führten 
zu den nachfolgend dargestellten Erkenntnissen und 
Schlussfolgerungen. Vorab sei ausdrücklich gesagt, dass 
manche Erkenntnis oder Analyse als Diskussionsbeitrag 
zu verstehen ist; die Kommission ist offen, einzelne The-
men auf Hinweis und im Austausch weiter zu vertiefen. 
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4	 UKA-Verfahren  

Nach der „Ordnung für das Verfahren zur Anerkennung 
des Leids“, beschlossen vom Ständigen Rat der Deut-
schen Bischofskonferenz am 24. 11.2020 (mit Änderun-
gen vom 26. 04. 2021 und vom 23. 11.2023), entscheidet 
nach Ziff. 4 der Ordnung eine „Unabhängige Kommission 
für Anerkennungsleistungen“ (UKA) über die Höhe finan-
zieller Entschädigungen in Anerkennung des Leids sowie 
– nach Ziff. 9 – über eine Übernahme von Kosten für The-
rapie und Paarberatung.

Das sog. UKA-Verfahren ist spätestens mit Urteil des 
Landgerichts Köln vom 13.06.2023 (Az. 5 O 197/22) Ge-
genstand intensiver Diskussion. In der vorgenannten 
Entscheidung hatte das Landgericht über Vorwürfe se-
xualisierter Gewalt im Erzbistum Köln zu entscheiden. Die 
ausgeurteilte Schadensersatzsumme überstieg alle bis-
lang bekannten einschlägigen Ersatzleistungen deutlich. 
Da sich die Spruchpraxis der UKA an der Rechtsprechung 
staatlicher Gerichte orientiert, war das kircheneigene 
Verfahren der Entschädigung unmittelbar betroffen. Dies 
wiegt umso schwerer, als im UKA-Verfahren – trotz nun-
mehr sechsstelliger Entschädigungen – nicht die prozes-
sualen Beweisregeln gelten, sondern nur der Nachweis 
einer plausiblen Verletzung der sexuellen Integrität zu 
führen ist.

Neben der eher abstrakten Frage eines (noch) angemes-
senen Verhältnisses von Verfahrensregeln (Art und Um-
fang der „Beweislast“) und möglichem Verfahrensergeb-
nis (Höhe der Ersatzleistung) ist das UKA-Verfahren sehr 
konkret in der Kritik wegen der fehlenden Begründung 
von Entscheidungen, wegen der Verfahrensdauer und 
der Intransparenz der Verfahrensabwicklung für betrof-
fenen Menschen.
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4.1	 Sicht der Betroffenen auf das Verfahren

Seit Anfang 2021 ist es Betroffenen 
möglich, ein Verfahren nach der Ord-
nung zum Verfahren zur Anerkennung 
des Leids nach dieser Ordnung anzu-
streben. Auch wenn diese Ordnung 
eine Nähe zur staatlichen Prozess-
ordnung suggeriert und auf Normen 
des staatlichen und kirchlichen Rechts 
Bezug genommen wird, so enthält sie 
nicht in gleichem Maß die dort üblichen 
verfahrensrechtlichen Garantien.

Betroffene müssen sich an das Bistum 
als Täterorganisation wenden und da-
rauf vertrauen, dass die Ansprechper-
son unabhängig ist und nicht zuvörderst 
die Interessen des Bistums vertritt. Es 
gibt keine für Betroffene überprüfba-
ren Standards, welche Expertise die 
Ansprechperson hat und in welcher 
Beziehung sie zu der Täterorganisation 
steht. Betroffene müssen darauf ver-
trauen können, dass ihre ausführlichen 
Schilderungen des Erlebten nicht nur 
empathisch, sondern fachlich fundiert 
und dokumentiert werden. Insgesamt 
entsteht für Betroffene der Eindruck, 
sich in einem Verfahren zu befinden, in 
dem sich die Beteiligten nicht auf Au-
genhöhe begegnen.

Viele Betroffene im Bistum Essen le-
ben in prekären sozialen Verhältnissen. 
Dabei gibt es einen unmittelbaren Zu-
sammenhang zwischen der Tat und 
den Brüchen im Leben, die Betroffenen 
oft nicht bewusst sind. Es liegt in der 
Natur der Sache, dass traumatisierte 
Menschen es schwer haben, diese Zu-
sammenhänge zu erkennen und detail-

liert zu beschreiben. Doch gerade die 
psychosozialen Folgen der erlebten 
Taten sind ein Schlüsselprozess im An-
erkennungsverfahren! Die Folgen sind 
für die Höhe der Anerkennungsleistung 
entscheidend. 
 
In zahlreichen Gesprächen berichten 
Betroffene, dass allein diese Hürde sie 
völlig überfordert. Nicht wenige Be-
troffenen haben schon Schwierigkei-
ten im Erfassen der Anforderungen, 
wie sie sich aus den Antragsformula-
ren ergeben. Gerade diejenigen, die 
am heftigsten von der erlebten Gewalt 
und den daraus resultierenden Folgen 
betroffen sind, werden hier besonders 
benachteiligt. Insbesondere Betroffene 
mit Schwierigkeiten, strukturiert und 
differenziert über die Zusammenhänge 
und Auswirkungen von Lebenslagen, 
Suchtproblematiken und psychischen 
Problemen zu sprechen, stoßen auf 
unüberwindliche Hürden. 

Viele Betroffene haben sich an den 
Betroffenenbeirat des Bistums Essen 
gewandt und berichtet, dass sie weit 
über ein Jahr auf eine Entscheidung 
der UKA warten müssen. Betroffene 
können nicht sicherstellen, ob der An-
trag eingegangen ist und was genau in 
den Antrag aufgenommen wurde. Ein 
Recht der Betroffenen, jederzeit Infor-
mationen über den Verfahrensstand 
einzuholen, wird sowohl bei der UKA 
als auch beim Bistum Essen verneint.  
Betroffene haben berichtet, dass die 
Geschäftsstelle der UKA angewiesen 
wurde, keine Information zu Verfah-
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rensständen herauszugeben. Betroffe-
ne, die sich melden, wird mitgeteilt, dass 
Nachfragen das Verfahren verlängere. 

In scharfem Kontrast dazu steht der 
verständliche Wunsch von Betroffene 
nach Transparenz und Rechtssicher-
heit. Kirchliche Aufarbeitung muss dem 
Rechnung tragen.  
Was braucht es grundsätzlich für Be-
troffene? Jedes Verfahren bedeutet, 
sich erneut mit dem Erlebten zu be-
schäftigen. Dies führt häufig zu Re-
traumatisierung und gravierenden emo-
tionalen Belastungen. Eine umfassende 
und qualifizierte Beratung sollte fest 
implementiert werden. Das gewährleis-
tet nicht nur bessere und fundierte An-
träge, sondern vereinfacht so auch die 
Arbeit der UKA. 

Betroffene sind gehalten, ausführlich 
den Missbrauch, Tathergänge und seine 
Folgen zu schildern. Die Kirche hinge-
gen ist nicht verpflichtet, Unterlagen im 
Verfahrensverlauf mit der UAK oder den 
Betroffenen zu teilen. Für die Betroffe-
nen ist dies ein unhaltbarer Zustand und 
nur schwer auszuhalten! 
Durch die zu kurze Frist bei Wider-
spruchsbegründungen nach Ziff. 12.1. 
der Verfahrensordnung werden die Be-
troffenen unter Druck gesetzt. Betrof-

fenen wird somit die Möglichkeit ver-
wehrt, sich erneut mit der gebotenen 
Sorgfalt in die Materie einzuarbeiten und 
einen gut begründeten Widerspruch zu 
formulieren. Diese Form der Verkürzung 
rechtlichen Gehörs nimmt Betroffenen 
die Chance, zu ihrem Recht zu kommen.  
Besonders zu beklagen ist das Fehlen 
einer persönlichen Anhörung. In einem 
derart komplexen Verfahren, wo es pri-
mär um erhebliches psychisches Leid 
geht, ist für Betroffene die persönliche 
Anhörung durch die Kommission we-
sentlich und unverzichtbar. Betroffene 
berichten immer wieder von vergebli-
chen Versuchen mit der UKA in Kontakt 
zu treten. Direkte und niederschwellige 
Kommunikationswege sind ein wesent-
licher Beitrag zur Herstellung von Waf-
fengleichheit im Verfahren. 

Vielfach kritisiert und unzumutbar ist die 
Vorgehensweise, wie die Höhe der zu-
gesprochenen Entschädigungssumme 
Betroffenen mitgeteilt wird. Sie wird 
lediglich lapidar zur Kenntnis gegeben. 
Eine Würdigung bestimmter Tatkomple-
xe, eine Angabe, welche Informationen 
aus dem Archiv des Bistums Essen für 
den einzelnen Fall aus welchen Grün-
den herangezogen werden, bleiben im 
Nebel.  



19

Besonders ärgerlich und nicht nachvoll-
ziehbar ist der Tatbestand, dass es kei-
ne Kriterien für die Höhe der Entschädi-
gungsleistungen gibt. Das Verfahren ist 
für die Betroffenen eine Art „Blackbox“. 
Auch hier wären Transparenz und der 
gleiche Wissensstand Prämissen, um 
Augenhöhe und Rechtssicherheit her-
zustellen. 

Abschließend gilt: vielen Betroffenen 
„läuft die Zeit davon“. Die Altersstruk-
tur dieses Personenkreises erlaubt kei-
nen langen Klärungsprozesse mehr. Das 
Verfahren muss dringend beschleunigt 
werden. Dazu bedarf es sofort zusätz-
licher Ressourcen bei der UKA. Nur so 
kann gewährleistet werden, dass die 
Kommission zügige, ausgewogene und 
transparente Entscheidungen treffen 
kann. 
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4.2	 �Veränderungsvorschlag zum Verfahren aus dem  
Jahresbericht 2023/2024 – Haltung des Bistums Essen  
und der Deutschen Bischofskonferenz

Betroffene erhalten bei Entscheidun-
gen der UKA – wie ausgeführt – keine 
Begründung für die jeweilige Entschei-
dung. Die UAK Essen hatte schon im 
Jahresbericht 2023/2024 Verständnis 
für die Arbeitsbedingungen der UKA 
geäußert, die Notwendigkeit von Be-
gründungen, zumindest bei Fortset-
zung der bisherigen Verfahrenspraxis, 
jedoch unterstrichen (auf die dortigen 
Ausführungen ist zu verweisen). 

Mit dieser Einschätzung befindet sich 
die UAK Essen in Übereinstimmung 
mit den Vertretungen von betroffenen 
Menschen (s.o.) und den Aufarbei-
tungskommissionen in den deutschen 
Bistümern.

Gleichwohl sind Bemühungen, im UKA-
Verfahren zu einer Praxis begründe-
ter Entscheidungen zu kommen, nicht 
ansatzweise festzustellen. Die Vorsit-
zende der UKA, Frau Reske, verweist 
auf die Zuständigkeit der Deutschen 
Bischofskonferenz für eine Änderung 
der Verfahrensordnung. Diese wie-
derum äußert sich öffentlich nur sehr 
zurückhaltend. Auf dem Bundestref-
fen der Vorsitzenden der UAKen am 
14./15.10.2025 in Wiesbaden erläuterte 
Erzbischof Stephan Burger als Vertre-
ter der DBK sinngemäß, die Notwen-
digkeit eines Verfahrens zur Anerken-
nung des Leids werde sich absehbar 
erledigen; von daher seien grundlegen-

de Änderungen am bisherigen Verfah-
ren nicht mehr angezeigt. 
Vor dem Hintergrund dieser Einschät-
zung kann man zumindest nachvoll-
ziehen, dass eine Auseinandersetzung 
der Bistumsleitung oder gar der DBK 
mit einer deutlich weitergehenden 
Anregung der UAK Essen überhaupt 
nicht stattgefunden hat. Im vorange-
gangenen Jahresbericht (dort S. 22 f.) 
hatte die Kommission ausgeführt, dem 
UKA-Verfahren sei durch die geänder-
te Rechtsprechung zur Amtshaftung 
der Kirche und zum Umfang von Scha-
densersatzleistungen seit 2023 die 
konzeptionelle Grundlage abhanden-
gekommen. Daher solle eine Neukon-
zeption überdacht werden, wonach in 
einem vereinfachten Anerkennungs-
verfahren gedeckelte Pauschalbeträge 
zugesprochen werden können. Gleich-
zeitig sollte durch einen koordinierten 
Verzicht auf die Einrede der Verjährung 
betroffenen Menschen ermöglicht 
werden, höhere Ersatzleistungen vor 
Gericht – mit den dort geltenden Ver-
fahrensregeln – einzuklagen.

Eine argumentative Auseinanderset-
zung mit dieser Anregung hat bislang 
nicht stattgefunden. Ebenfalls ist zu-
mindest für die UAK Essen nicht fest-
stellbar, dass das Bistum Essen diese 
Anregung in den Gremien der DBK zur 
Diskussion gestellt hat.
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5	 Stellungnahme zum Feigen/Graf Bericht zur rituellen Gewalt

Der Bericht der Anwaltskanzlei Fei-
gen/Graf nimmt im Auftrag der (Erz-)
Bistümer Essen, Köln und Münster zu 
Vorwürfen ritualisierter sexualisierter 
Gewalt durch Netzwerke hoher kirch-
licher Amtsträger Stellung. Die UAK 
Essen hat diesen Bericht ausgewer-
tet und darüber hinaus durch einzelne 
Mitglieder Einsicht in die beim Bistum 
Essen zu den vorgenannten Fällen ge-
führten Interventionsakten genommen; 
die hier gewonnenen unmittelbaren 
eigenen Erkenntnisse sind in die Ge-
samtbewertung eingeflossen. Zudem 
haben Mitglieder der UAK Essen das 
Thema anlässlich eines Treffens der 
Aufarbeitungskommissionen der nord-
rhein-westfälischen Bistümer disku-
tiert. 

Nach intensivem Austausch im Gremi-
um und mit Verantwortlichen des Bis-
tums Essens (Generalvikar, Interventi-
onsbeauftragte) ist die UAK Essen trotz 
der Unstimmigkeiten in dem Bericht 
insgesamt zu dem gleichen Ergebnis 
gelangt wie die Berichterstatter von 
Feigen/Graf.  Die untersuchten Vor-
würfe „Ritualisierter“ Gewalt müssen 
als nicht plausibel bewertet werden. 
Gleichwohl bleiben deutliche methodi-
sche Bedenken (vgl. Anlage 1).

Die fehlende Plausibilität der von Fei-
gen/Graf untersuchten Vorwürfe darf 
jedoch nicht dazu führen, ritualisierten 

Missbrauch in der katholischen Kirche 
zu leugnen oder entsprechenden Vor-
würfen von vorneherein die Plausibili-
tät abzusprechen. Jeder Einzelfall hat 
eine Geschichte, die einer unvorein-
genommenen Aufklärung und Auf-
arbeitung bedarf. Die UAK Essen weiß 
aufgrund eigener Recherche, dass re-
ligiöse Rituale missbraucht wurden, um 
die Ausübung sexualisierter Gewalt zu 
ermöglichen oder zu vertuschen. 

Die UAK Essen teilt die Auffassung, 
dass jeder Mensch, der nach eigenem 
Bekunden von sexualisierter Gewalt 
betroffen war oder ist, der Hilfe bedarf. 
Sie begrüßt von daher die grundsätz-
liche Absicht des Bistums Essen, auch 
solche Menschen durch Therapiean-
gebote zu unterstützen, deren Miss-
brauchsvorwürfe zwar einer Plausibili-
tätsprüfung nicht standhalten, deren 
Vorbringen aber auf eine im kirchlichen 
Bereich verursachte persönliche Not-
lage hindeutet.

Die Existenz von Täternetzwerken kann 
allein durch die Ergebnisse des Feigen/
Graf – Berichts ebenfalls nicht bestrit-
ten werden. In diesem Zusammenhang 
sollte vermehrt auch über einen bis-
tumsübergreifenden Austausch aller 
mit der Aufarbeitung Befassten nach-
gedacht werden.  
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Bei der Betrachtung der von Feigen/
Graf untersuchten Vorfälle im Bistum 
Essen kommt die UAK zu dem Schluss, 
dass das bei Vorwürfen Ritueller Ge-
walt bisher praktizierte Interventions-
verfahren mit seinen Erkenntnis- und 
Handlungsmöglichkeiten nicht ange-
messen war. In Einzelfällen ist im ver-
meintlichen Interesse der Betroffenen 
über naheliegende Bedenken gegen die 
Plausibilität ihres Vorbringens hinweg-
gegangen worden. Das hat bestehende 
Traumatisierungen verstärkt. Damit wird 
jedoch ausdrücklich nicht das Plädoyer 
verbunden, die Plausibilitätsprüfung als 
Beurteilungsmaßstab aufzugeben. Al-
lerdings sollte, wozu das Bistum Essen 
erste Schritte eingeleitet hat, die Praxis 
der Intervention in derartigen Fällen vor 
dem Hintergrund der Einschätzungen 
des Feigen/Graf-Berichts kritisch über-
prüft werden.     
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6	 Akteneinsicht und Fallanalysen
6.1	 Vorgehensweise bei ungeschwärzten Akten  

Die Durchsicht von Verfahrensakten 
verstand die Kommission von Anfang 
an als zentrale Aufgabe. Ziel war nicht 
die Bewertung, ob das Bischöfliche 
Generalvikariat einen Sachverhalt rich-
tig oder falsch gesehen hatte, sondern 
eine Einschätzung über den Umgang 
mit der Angelegenheit und den Men-
schen, die sie vorgetragen hatten.

Die zu sichtenden Akten wurden an 
einzelne Mitglieder der Kommission 
verteilt, die im Anschluss an die Sich-
tung damit beauftragt waren, der üb-
rigen Kommission über den Inhalt zu 
berichten. Die Vertretenden aus dem 
Kreis der Betroffenen wurden auf ihren 
eigenen Wunsch ausgenommen. Ge-
genstand der Einsicht waren zunächst 
25 nach dem Zufallsprinzip ausge-
wählte Vorgänge aus dem Bestand der 
Interventionsbeauftragten. Daneben 
haben zwei Mitglieder der Kommission 
den in Interventionsakten überführten 
Aktenbestand zur Causa Hengsbach 
gesichtet.

Die Aufgabe verlangt, die Belange 
nachvollziehbarer Aufklärung und des 
Datenschutzes in Konkordanz zu brin-
gen. Die vom bischöflichen General-
vikariat zunächst aufgrund rechtlicher 
Vorgaben und innerorganisatorischer 
Belange vorgestellte Organisation ge-
nügte diesen Anforderungen nicht:
Akten wurden nur in Kopien zur Verfü-

gung gestellt, die wegen einer Vielzahl 
von Schwärzungen zum großen Teil 
nicht aus sich heraus verständlich wa-
ren. Zudem konnten die Kommissions-
mitglieder Einsicht nur zeitlich limitiert 
in den Räumen des Generalvikariats 
nehmen, wobei mehrfach nicht weni-
ger als drei Personen darüber wachten, 
dass keine Fotografien oder Fotoko-
pien gefertigt wurden. Gestattet waren 
nur handschriftliche Notizen.

Die Kommission hat diese Bedingungen 
grundsätzlich thematisiert und als nicht 
sachgerecht im Sinne einer Aufarbei-
tung beanstandet. Dies galt umso mehr, 
als in den fünf nordrhein-westfälischen 
Bistümern unterschiedliche Praktiken 
festzustellen waren. In mehreren Ge-
sprächen mit dem Generalvikar, aber 
auch dem Datenschutzbeauftragten 
der Bistümer in NRW und letztlich auch 
der Landesbeauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit NRW 
wurden Lösungswege gesucht. Sehr 
positiv ist zu vermerken, dass die Lei-
tungen der nordrhein-westfälischen 
Bistümer sich selbst des Problems an-
genommen haben und dadurch eine 
akzeptable Lösung gefunden werden 
konnte.

Inzwischen werden der UAK Essen 
„ungeschwärzte“ Akten zur Verfügung 
gestellt, die als Datei oder in Kopie auch 
zu Hause bearbeitet werden können. 
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Geblieben ist ein aus der Aktenfüh-
rung selbst resultierendes Problem: die 
Vorgänge sind aus der Sicht der Kom-
mission mitunter unsystematisch und 
wenig effizient geordnet (Hinweis: die 
Interventionsakten werden mittler-
weile komplett neu geordnet und nach 
einem Faszikelsystem gegliedert. Die 
Bewertung dieser Änderungen steht 
noch aus; Maßstab muss die „Lesbar-
keit“ der Akten für Dritte, also Betroffe-
ne und Stellen wie die UAK sein. Dabei 
soll durchaus anerkannt werden, wel-
che Mühen die Stabsstelle PIA zur Ord-
nung ihrer Aktenbestände unternimmt). 
Die beauftragten Kommissionsmitglie-
der fertigen über die Einsicht jeweils 
einen Vermerk, der den anderen Mit-
gliedern mit dem Ziel einer gemeinsa-
men Besprechung zugeleitet wurde. 

Hierfür hat sich die Kommission auf 
ein bestimmtes Aufbauschema (vor-
getragener Sachverhalt/ Beteiligte/ 
Behandlung durch kirchliche Stellen/ 
eigene Bewertung) verständigt.
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6.2	 Erkenntnisse aus den bisher gesichteten Akten 

Zu den Erkenntnissen der Akteneinsicht finden sich be-
reits im Jahresbericht 2023/2024 erste Ausführungen, 
auf die hier verwiesen werden soll. Darüber hinaus finden 
sich in den gesichteten Akten Hinweise, dass die Verfah-
ren oft überlange Laufzeiten haben und kein – für alle 
Beteiligten – nachvollziehbarer Abschluss erreicht wird. 
Auf diese Weise mutieren Interventionsverfahren zu 
langjährigen „Betreuungen“ von Betroffenen, die auch 
die Mitarbeitenden im Bereich Intervention belasten, weil 
dafür nicht ausreichend Ressourcen und Kompetenzen 
zur Verfügung stehen.

Hinweise auf Fälle ignorierter sexualisierter Gewalt oder 
bislang unbekannte, weil von der Institution „geschütz-
te“ Täter, hat die Sichtung der nach dem Zufallsprinzip 
ausgewählten Akten nicht ergeben. Für die Fälle aus jün-
gerer Zeit, also nach 2010 gemeldete Vorfälle, kann den 
Verantwortlichen aller Ebenen im Bistum in verfahrens-
mäßiger Hinsicht ein angemessener Umgang attestiert 
werden. 

6.3	 Weiteres Vorgehen  

Die UAK Essen wird die Einsichtnahme fortsetzen. Ge-
genstand sollen – auch auf Anregung der Interventions-
beauftragten des Bistums – zunächst die zuletzt an-
gelegten 30 Interventionsakten sein, in denen bereits 
Verfahrensschritte dokumentiert sind. Die UAK erhofft 
sich davon aktuelle Erkenntnisse zu den inzwischen er-
reichten Standards der Intervention. Darüber hinaus 
wurde beschlossen, sich über die Vorgänge zu Miss-
brauch in Heimen einen Überblick zu verschaffen. Hin-
tergrund dieser Schwerpunktsetzung ist die – auch aus 
dem Kreis der Betroffenen vermittelte – Erkenntnis, dass 
dieser Fallkomplex bisher besonders wenig aufgearbeitet 
ist. Die Opfer waren wehrlos, zumal es ihnen an Vertrau-
enspersonen fehlte. Da dem Heimaufenthalt oft Verhal-
tensauffälligkeiten vorausgegangen waren, fiel es Tätern 
leicht, die Betroffenen als unglaubwürdig hinzustellen.



26

7	 Ausblick und weitere Planungen

Die Kommission ist Mitglied in einer Begleitgruppe zu 
einer wissenschaftlichen Studie zu Bischof Hengsbach. 
Die durchführenden Institutionen werden einen ersten 
Zwischenbericht im Sommer 2026 veröffentlichen und 
anschließend in eine zweite Projektphase starten. So-
wohl die Erkenntnisse des Zwischenberichts als auch die 
weiteren Forschungen werden in der kommenden Arbeit 
der UAK Essen eine Rolle spielen. 

Darüber hinaus wird sich die UAK mit dem Missbrauch 
von Kindern und Jugendlichen in Heimen in katholischer 
Trägerschaft beschäftigen. Dazu wird die Kommission 
Einsicht in entsprechende Akten nehmen. Bereits 2024 
hat es erste Gespräche mit Vertretenden der Caritas im 
Bistum Essen gegeben, um auch die Kenntnisse des ver-
antwortlichen Trägers in die Aufarbeitung einfließen zu 
lassen. Diese Arbeit wird auch in 2025 weitergeführt.

Dieser Jahresbericht 2025 legt offen, dass Empfehlun-
gen aus dem vorherigen Jahresbericht und die Empfeh-
lungen aus der IPP-Studie eines Monitorings bedürfen. 
Dieses Monitoring hat die UAK Essen in Rücksprachen 
mit dem Bistum eingefordert und wird die Erkenntnisse 
daraus für die weitere Aufarbeitung nutzen. 

Wichtig ist der Kommission auch, die Zeit nach der Schlie-
ßung eines Falles zu betrachten. Fragen, wie Betroffene 
im Anschluss unterstützt werden und wie der Kontakt zu 
Ihnen (falls erwünscht) aufrechterhalten wird, werden 
Gegenstand der Arbeit sein. 
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8	 Anlagen
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8.1	 Methodische Bewertung des Feigen/Graf-Berichts

Die UAK hat sich mit dem Bericht der 
Kanzlei Feigen/Graf zur Untersuchung 
zu Vorwürfen Ritueller Gewalt in den 
Bistümern Münster und Essen sowie 
dem Erzbistum Köln auseinanderge-
setzt, und ist – wie in der Stellung-
nahme erwähnt – zu dem Schluss ge-
kommen, dass dem Bericht im Ergebnis 
zuzustimmen ist, aber er verschiedene 
Unstimmigkeiten aufweist. Nach einer 
kurzen Beschreibung des Aufbaus 
des Feigen/Graf-Berichts werden im 
Folgenden die aus Sicht der UAK kriti-
schen Aspekte des Berichts konkreti-
siert. 

Methodisch ist die Untersuchung fol-
gendermaßen aufgebaut:

• 	�Nach Darstellung der Auftragslage 
stellen die Autoren einleitend dar, 
dass sie sich direkt an Betroffene ge-
wandt und um Gespräche gebeten 
hätten zu den Vorfällen: In einer Fall-
übersicht (S. 8f.) wird berichtet, dass 
mit 16 Personen (15 Frauen, 1 Mann) 
gesprochen wurde; mit einer weite-
ren Betroffenen sei ein Kennenlern-
gespräch geführt worden. 

• 	�Zusammenfassend werden die Vor-
würfe der Betroffenen anschließend 
als eindeutig nichtzutreffend bewer-
tet. Alternativ seien sie plausibel zu 
erklären „durch fremd- und autosug-
gestive Einflüsse, insbesondere im 
Therapiekontext“ (S. 10).

• 	�Die Vorwürfe gegen die Bischöfe 
und andere kirchliche Würdenträger 
werden von den Autoren eingangs 
als rituelle Gewalt (kleines R; S. 7) 
bezeichnet. In der weiteren Analyse 

subsumieren sie die Vorfälle unter Ri-
tueller Gewalt (mit großem R; S. 13ff.). 

• 	�Unter dem Label „Rituelle Gewalt“ 
stellen die Autoren Verbindungen zu 
entsprechenden Veröffentlichungen 
in der internationalen Literatur ab. 
Aus dieser Literatur leiten sie Bestim-
mungsstücke und Implikationen „ech-
ter“ Ritueller Gewalt ab, und prüfen 
die Schilderungen der Betroffenen 
in Hinblick auf diese in der Literatur 
genannten Merkmale (z.B. Täternetz-
werke bzw. organisierte Kriminalität, 
Mindcontrol und Programmierung/
Steuerung von Opfern, dissoziative 
Identitätsstörung). Besonders her-
vorgehoben wird die Rolle von The-
rapeuten, die für die Entwicklung von 
Scheinerinnerungen verantwortlich 
seien.

• 	�Abgegrenzt wird Rituelle Gewalt ge-
gen „sexualisierte organisierte Ge-
walt im Kontext von Ideologien, Sek-
ten und Religionen auch mit rituellen 
Bezügen“, die es „völlig unstreitig“ 
gäbe (S. 17).

• 	�Die Literatur zu Ritueller Gewalt wird 
ausführlich diskutiert (S. 13-51). Da-
bei wird herausgearbeitet, dass das 
Konzept der Rituellen Gewalt inter-
national sehr strittig und insbesonde-
re wegen der unklaren empirischen 
Grundlage fragwürdig sei. Zusam-
menfassend schlussfolgern die Au-
toren, dass vulnerable Betroffene, 
die entsprechende Erfahrungen be-
richten, „Scheinerinnerungen unter-
liegen“ (S.51). 

• 	�Im Anschluss wird die Arbeit der Be-
ratungsstelle für Organisierte se-
xuelle und rituelle Gewalt im Bistum 
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Münster, die im März 2023 geschlos-
sen wurde kritisch unter Bezug auf 
das Konzept Rituelle Gewalt disku-
tiert (es wird hier nicht explizit formu-
liert, dass die im Folgenden befragten 
Betroffenen Kontakt zu dieser Bera-
tungsstelle hatten).

• 	�Als Hintergrund zur Glaubwürdig-
keitsbeurteilung (sexueller) Gewalt-
schilderungen werden zwei Rechts-
psychologinnen einbezogen, die das 
professionelle Vorgehen bei Glaub-
würdigkeitsbeurteilungen und dia-
gnostische Kennzeichen für Glaub-
würdigkeit vorstellen. 

• 	�Nach einem zusammenfassenden 
Überblick über die fallbezogene Ein-
schätzung werden die einzelnen Fäl-
le näher beschrieben und diskutiert.

Unstimmigkeiten des Feigen/Graf-
Berichts sieht die UAK an folgenden 
Punkten: 

Zur inhaltlichen Konzeption des Be-
richts: 
Bezogen auf den Begriff „Rituelle Ge-
walt“ hat die Argumentation einen zir-
kulär anmutenden Charakter: Die Au-
toren nennen die Vorgänge „Rituelle 
Gewalt“, diskutieren ausführlich, dass 
das Konzept problematisch bzw. falsch 
ist, und weil die Bestimmungsstücke 
Ritueller Gewalt nicht auf die Schilde-
rungen der Befragten passen (bzw. 
nicht plausibel seien), ist das, was die 
Befragten berichten, keine Rituelle Ge-
walt. 

Gleichzeitig wird in keiner Weise auf 
wissenschaftliche Fachliteratur aus kli-

nisch-psychologischer bzw. psycho-
therapeutischer Tradition z.B. zur post-
traumatischen Belastungsstörung bzw. 
komplexen posttraumatischen Belas-
tungsstörung eingegangen.

Aus Sicht der UAK ist dabei nicht er-
sichtlich, ob bzw. inwieweit die Be-
troffenen die von ihnen geschilderten 
Vorfälle selbst als Rituelle Gewalt (mit 
großem R) im Sinne der Fachliteratur 
ansehen. Selbst wenn sie den Begriff 
„rituell“ verwenden, hat dieser für sie 
möglicherweise eher eine umgangs-
sprachliche oder unklare Bedeutung 
und schließt die aus der Literatur ab-
geleiteten Bestimmungsstücke nicht 
notwendig ein. 

Die Autoren sehen hingegen die Ausei-
nandersetzung mit Ritueller Gewalt im 
Sinne der internationalen Literatur als 
„zwingend“ (S. 13) an, um die Vorwürfe 
zu kontextualisieren.

Zu den Gesprächen mit den Betroffe-
nen: 
Eingangs (S. 8) wird im Bericht darge-
stellt, dass der Kern der Untersuchung 
Gespräche mit 16 Personen (plus einem 
Kennenlerngespräch mit einer weite-
ren Person) seien. 

Im Abschnitt zu Feststellungen im All-
gemeinen (ab s. 74) werden die Schil-
derungen der Betroffenen in Hinblick 
auf verschiedene Kriterien diskutiert. 
Die Autoren kommen zu dem Ergebnis, 
dass 
• 	�objektive Nachweise für die Ereignis-

se fehlen, 
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S.8, Fußnote: 
zusätzlich Kennenlern- 

gespräche mit einer Frau 
S.9: 

16 Personen, 15 Frauen,  
1 Mann

• 	�es keine Anhaltspunkte für die ge-
schilderte Bedrohungslage gäbe, 

• 	�die Aussagegenese der Vorwürfe 
prototypisch für die Entwicklung fal-
scher autobiografischer Erinnerun-
gen sei, 

• 	�nahezu alle Betroffenen über die – 
aus Sicht der Autoren unhaltbaren 
– Elemente Mindcontrol und disso-
ziative Persönlichkeitsstörungen be-
richtet hätten, 

• 	�Bezüge zur organisierten Kriminalität 
nicht nachvollziehbar seien, 

• 	�es Hinweise auf Elemente von Ver-
schwörungstheorien gäbe, 

• 	�die Schilderungen im Kontext von 
persönlichen, nicht kirchlich assozi-
ierten Wendepunkten und Lebens-
bewältigungsproblemen stehen und 
in den kirchlichen Kontext verscho-
ben worden seien.

Speziell wird darauf eingegangen, dass 

die Schilderungen nicht voneinander 
unabhängig seien, da die einzelnen 
Darstellungen zu abstrakt seien, ein-
zelne nähere Beschreibungen der Um-
stände und Rahmenbedingungen kein 
kohärentes Bild ergäben. In Hinblick 
auf den Einfluss des Therapiekontext 
sei zu beachten, dass eine Ansprech-
person die Betroffenen vernetzt und 
gegenseitig informiert habe, was u.U. 
zu Übereinstimmungen geführt habe.

Im Anschluss werden die Schilderun-
gen einzelner Betroffene im Besonde-
ren (ab S. 84) dargestellt und bewertet. 
Hierbei ergeben sich gewisse Wider-
sprüchlichkeiten zwischen der Be-
schreibung der Betroffenengruppe 
im Einleitungsbereich (mit denen allen 
gesprochen worden sei) und den Fall-
darstellungen, die sich hier finden (vgl. 
Abbildung 1): 

EINGANGS GENANNTES 
„MATERIAL“

Abbildung 1: Fallgrundlage des Feigen/Graf-Berichts:  
Eingangs genannte Personen vs. im Einzelnen beschriebene Fälle

S.9: 
zusätzlich wurden Akten 

einbezogen 
(keine Angabe zur Anzahl)

FALLBESCHREIBUNG
(EINZELDARSTELLUNG)
11 Fallbeschreibungen, 12 Personen  

(davon 9 Frauen, 1 Paar, 1 Mann)

Bei 5 Fallbeschreibun-
gen / 6 Personen 

(I, II, III, IV (Paar), V) im 
nicht-geschwärzten Text 

Bezug auf Gespräch

Bei 2 Beschreibungen:  
keine expliziten Bezüge zu 

Gesprächen, mehrfach 
Verweis auf Aktenlage 

(Frau VII, Frau XI)

Explizit nur Aktenlage: 
3 Fälle (VI (Mann), VIII, IX)

Nur Kennenlernge-
spräch: 1 Fall (X) – Fußnote 

S.8?
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Vergleicht man die eingangs darge-
stellte Berichtsgrundlage von 16 (+1) 
befragten Personen mit den später 
dargestellten personenbezogenen 
Fallbeschreibungen, so fehlen bei den 
Einzeldarstellungen mindestens 4 Fall-
beschreibungen zu Personen, mit de-
nen nach Darstellung der Autoren Ge-
spräche geführt wurden (16/12). Nur 
bei 5 Fallbeschreibungen (die sich auf 
6 Personen beziehen), finden sich ex-
plizite Bezüge auf ein Gespräch im 
nicht-geschwärzten Text des Berichts. 
Bei zwei weiteren Einzeldarstellungen 
finden sich keine expliziten Bezüge zu 
einem Gespräch; bei drei weiteren wird 
explizit erwähnt, dass nur nach Akten-
lage berichtet werde. Hinzu kommt das 
bereits eingangs erwähnte Kennen-
lerngespräch.

Diese Ungereimtheiten zwischen ein-
gangs beschriebener Befragtengruppe 
und späteren Fallbeschreibungen sind 
aus Sicht der UAK problematisch. Es 
stellt sich einerseits die Frage, warum 
zu (mindestens) 4 Personen nichts be-
richtet wird bzw. ob es gar Gründe für 
eine so selektive Darstellung gibt. An-
dererseits sind Analysen, die nur auf 
Aktenlage beruhen materialärmer als 
direkte Gespräche und sollten auch 
durchgängig als solche beschrieben 
werden. 

Bewertender Schreibstil

Aus Sicht der UAK ist nachvollziehbar, 
dass sich die Bistümer Münster und 
Essen sowie das Erzbistum Köln an-

gesichts der Schwere der Vorwürfe 
gegen kirchliche Würdenträge um eine 
gesonderte und spezielle Einschätzung 
der entsprechenden Berichte bemüht 
und externe Institutionen (in diesem 
Fall die Kanzlei Feigen/Graf) hinzuge-
zogen haben. 

Gleichzeitig gibt es seit Jahren in allen 
Bistümern eine aktive Bereitschaft Ver-
antwortung für sexualisierte Gewalt zu 
übernehmen (u.a. indem die unabhän-
gigen Aufarbeitungskommissionen ein-
gerichtet wurden). In diesem Zusam-
menhang hält es die UAK Schreibstil 
und Ton des Feigen/Graf-Berichts für 
kontraproduktiv: 

• 	�Personen, die entsprechende Erfah-
rungen berichtet haben, wurden zu 
Gesprächen eingeladen. Ihnen wur-
de Begleitung und andere Unterstüt-
zung für die für sie sicherlich nicht 
einfachen Gespräche angeboten, 
wobei hier explizit die von den Bistü-
mern benannten Ansprechpersonen 
genannt werden.

• 	�Im Bericht werden Beschreibungen 
und Bewertungen an vielen Stellen 
vermischt (s. z.B. S. 28), die Begriff-
lichkeiten sind z.T. drastisch (z.B. wird 
Vertretern der Rituellen Gewaltthe-
se im Sinne der Autoren unterstellt, 
dass ihnen das Fehlen empirischer 
Nachweise für ihre Theorie bewusst 
sei, und sie „Strategien“ zur Rettung 
ihrer Thesen verwenden (S. 40); „ab-
wegig“, „bemerkenswert“ (S. 45) 
usw., usf.). 
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• 	�Im Rahmen der Schilderungen ein-
zelner Betroffener im Besonderen 
(ab S. 84) findet sich eine Vielzahl 
personenbezogener Detailbewer-
tungen (Widersprüche werden her-
ausgearbeitet, Aspekte der Schilde-
rungen werden als völlig unplausibel 
benannt), die für die jeweilige Person 
beim Lesen sehr belastend sein dürf-
ten. 

Insgesamt ist der Sprachduktus des 
Berichts eher offensiv. Diese Diskurs-
form mag in einem Strafverfahren für 
den Verteidiger eines Angeklagten an-
gemessen sein. In einem „Bericht“, der 
Vorwürfe untersuchen soll, wirkt sie 
wenig neutral. Die Personen, die ent-
sprechende Vorwürfe geäußert haben, 
werden als zerstörte und hilflose Men-
schen charakterisiert, die durch Thera-
peuten irregeleitet wurden (vermutlich, 
um sie nicht direkt der Lüge zu zeihen). 

Zusammenfassend lässt sich festhal-
ten, dass der Bericht der Kanzlei Fei-

gen/Graf aufwändig ist, Ungereimthei-
ten aufweist, konzeptionell schwierig 
ist, nicht die Materialstärke aufweist, 
die eingangs behauptet wird und we-
gen der unvollständigen Darstellung 
der Einzelfälle Fragen offenlässt. Zu-
dem finden sich im Bericht durch-
gängig deutlich wertende und auch 
gegenüber den Befragten abwerten-
de Kommentare, die schwer mit einer 
sensiblen Aufarbeitung sexueller Ge-
walt in der katholischen Kirche verein-
bar sind und einer kooperativen und 
respektvollen Zusammenarbeit so-
wie der Anerkennung des zugefügten 
Leids schaden können. Diese Sorge 
der UAK findet sich auch in anderen 
Stellungnahmen zum Feigen/Graf-Be-
richt (z.B. https://www.aufarbeitungs-
kommission.de/wp-content/uploads/
Stellungnahme-zum-Bericht-ueber-
die-Untersuchung-zu-Vorwuerfen-
Ritueller-Gewalt-1.pdf; https://www.
eckiger-tisch.de/stellungnahme-zum-
bericht-ueber-die-untersuchung-zu-
vorwuerfen-ritueller-gewalt/).
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8.2	 Statement der UAK Essen zum Zwischenbericht der 
	 Hengsbach Studie

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir als UAK Essen sind sehr froh, dass es diese Untersuchung gibt. Wir haben 
zwar bisher nur einen Zwischenbericht, aber diese Ergebnisse sind schon sehr 
beeindruckend. 
Die UAK Essen hat diese Untersuchung nachdrücklich mit initiiert und ist sehr 
froh, dass die Studie auf so fruchtbaren Boden – auch, was die Mitwirkenden und 
Zeug*innen angeht – gefallen ist.
Diese Untersuchung ist ein nicht zu unterschätzendes Signal für die Anerkennung 
des Leids der Betroffenen. Es fehlt noch etwas, das steht außer Frage. Aber es 
ist ein Anfang mit einer wissenschaftlichen Wahrhaftigkeit und Gründlichkeit, die 
es nicht so leicht macht, sie im Rahmen der System- oder Machtstrukturen weg-
zuwischen. 
Dies ist der große Vorteil der dreifach wissenschaftlichen Betrachtung und eins 
muss klar sein: Aufarbeitung ist damit nicht erledigt. Aus unserer Sicht fängt sie 
eigentlich erst an.
Wir haben als UAK Essen ebenfalls Einsicht in die Hengsbach-Akten genommen 
und ich muss sagen, dass uns dieser Zwischenbericht Zusammenhänge begreif-
bar macht, die vorher nicht so evident waren.
An diesen Fakten muss man nun weiterarbeiten – ohne Angst und ohne Rücksicht. 
Die UAK Essen ist dazu bereit. 
Abschließend möchte ich den drei Institutionen ausdrücklich für ihre bisherige 
Arbeit danken. 

Stephania Fischer-Weinsziehr
Stellvertretende Vorsitzende der UAK Essen
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